
chen. Daher kann die Geltendmachung von Schaden­
ersatzansprüchen gegen den Täter auch nicht als „Ge­
nehmigung“ der sonst zivilrechtlich unwirksamen Ver­
fügung i. S. der §§ 177, 185 BGB angesehen werden, 
mit der Folge, daß damit die obengenannten Ansprüche 
gegen Erwerber oder Schuldner entfallen würden. Der 
Wille der Geschädigten ist nicht auf eine solche Rechts­
wirkung gerichtet; eine Umdeutung ist nicht zulässig. 
Die Möglichkeit der Durchsetzung arbeitsrechtlicher 
und auch zivilrechtlicher Ansprüche gegen Dritte neben 
den Ansprüchen gegen die Straftäter wird übrigens 
auch von der Rechtsprechung bejaht./7/
Meines Erachtens wirkt die Erlangung eines Schuld­
titels gegen den Straftäter auch noch nicht als Befrie­
digung des Gläubigers. Das Rechtsschutzbedürfnis für 
ein Vorgehen gegen andere als die Straftäter entfällt 
vielmehr erst mit dem tatsächlichen Schadensaus­
gleich.

Zum Verhältnis der verschiedenen 
in Anspruch Genommenen

Schwierigkeiten bereitet in der Praxis offenbar auch 
die Beurteilung des Verhältnisses der nach diesen Ge­
sichtspunkten in Anspruch Genommenen unterein­
ander.
Das Bezirksgericht Karl-Marx-Stadt hat die Auffassung 
vertreten, zwischen dem Straftäter und weiteren zivil- 
rechtlich Haftenden bestehe ein Gesamtschuldverhältnis 
i. S. des § 421 BGB. Diese gesamtschu’dnerische Haf­
tung setze keinen gemeinsamen Entstehungsgrund 
voraus; es genüge ein gewisser innerer Zusammen­
hang.^/ Tatsächlich wird jedoch der sich aus den 
§§ 421 ff. BGB ergebende Ausgleichsmechanismus die­
sen Sachverhalten nicht gerecht. Der Berechtigte kann 
die Leistung von jedem der Schuldner fordern. Er kann 
sie natürlich nur einmal verlangen. Die Auseinander­
setzung zwischen den potentiellen Schuldnern erfolgt 
nach speziellen Bestimmungen.
Hierzu gehören zunächst die Fälle, bei denen sich eine 
Haftung neben der des Straftäters aus vertraglichen 
Verpflichtungen bzw. unmittelbar aus gesetzlichen 
Haftpflichtregelungen ergibt. In diesen Fällen gehen 
die Ansprüche gegen den Straftäter entweder kraft Ge­
setzes auf den in Anspruch genommenen Dritten über 
oder er kann deren Abtretung gemäß § 255 BGB for­
dern. Reguliert z. B. die Staatliche Versicherung der 
DDR bei einem Einbruchsdiebstahl den Schadenersatz­
anspruch des Bestohlenen und erfüllt sie damit ihre 
Verpflichtung aus dem Versicherungsverhältnis, so geht 
der Anspruch nach § 67 VVG bzw. § 10 des Gesetzes 
über die Versicherung der volkseigenen Wirtschaft vom 
15. November 1968 (GBl. I S. 355) auf sie über. Wird 
ein Beschäftigter eines Betriebes neben dem Straftäter 
wegen Verletzung von Arbeitspflichten nach den Be­
stimmungen der §§ 112 ff. GBA materiell in Anspruch 
genommen, so kann er Abtretung des Schadenersatz­
anspruchs gegen den Straftäter nach § 255 BGB fordern, 
soweit er Schadenersatz leistet./9/'
Die Haftung dieser Gruppe von Nebenschuldnern ist 
durch die Straftat nur ausgelöst, beruht aber nicht auf 
ihr. Die durch gesetzlichen Forderungsübergäng oder Ab­
tretung erlangten Rechte gegen den Straftäter sind mit­
telbare, abgeleitete. Sie können deshalb nach der gegen­
wärtigen Rechtslage auch nicht gemäß § 198 StPO als

/7/ Vgl. OG, Urteil vom 29. September 1970 — 2 Zz 14/70 — (NJ 
1971 S. 55) und BG Karl-Marx-Stadt, Urteil vom 18. Juni 1971 
- 5 BCB 36/71 - (NJ 1972 S. 26).
IS/ Vgl. BG Karl-Marx-Stadt in NJ 1972 S. 28.
19/ vgl. OG in NJ 1971 S. 55, wonach eine Servierkraft, die ge­
mäß § 112 Abs. 2 GBA für einen durch Zechprellerei entstan­
denen Schaden materiell verantwortlich gemacht wurde, Ab­
tretung des Schadenersatzanspruchs gegen den Zechpreller 
verlangen kann.

Rechte eines durch eine Straftat Geschädigten i. S. des 
§ 17 StPO im Strafverfahren geltend gemacht wer- 
den./10/
Anders ist es mit den Fällen, in denen der außerhalb 
von haftungsrechtlichen Regelungen in Anspruch ge­
nommene Dritte leistet. Erfüllt im Beispiel 1 der Er­
werber der gestohlenen Sachen den Herausgabe- und 
Zahlungsanspruch des bestohlenen Eigentümers oder 
bezahlt im Beispiel 2 der Schuldner nunmehr an seinen 
Gläubiger ein zweites Mal, so entsteht ihnen ein eige­
ner Schaden, der durch die Straftat verursacht worden 
ist und dessen Ausgleich sie vom Täter nach § 823 BGB 
fordern können. Der Anspruch des bisher Geschädigten 
entfällt damit. Eine Vollstreckung aus dem von ihm 
erwirkten Schuldtitel ist nicht mehr zulässig; ggf. 
könnte Vollstreckungsgegenklage erhoben werden 
(§ 767 ZPO).
Ein Übergang der Forderung nach § 426 BGB findet 
auch hier nicht statt. Die Ansprüche der Ersatz leisten­
den Dritten müssen mit der ursprünglichen Forderung 
weder inhaltlich noch der Höhe nach identisch sein. 
Man denke an eine eventuelle Mitbeteiligung des Er­
werbers durch Hehlerei, die m. E. bei der Auseinan­
dersetzung zwischen Dieb und Hehler zu berücksichti­
gen ist.
Im Gegensatz zu der zuerst genannten Gruppe von in 
Anspruch genommenen Dritten kann die zweite Gruppe 
ihre Ansprüche gegen den Straftäter im Strafverfah­
ren geltend machen, sofern die Ansprüche vor der Er­
öffnung des Hauptverfahrens entstanden sind. Das er­
gibt sich daraus, daß in der Regel mehrfache Gesetzes­
verletzungen vorliegen, durch die mehrere Beteiligte
i. S. des § 1,7 StPO geschädigt worden sind. Im Beispiel 1 
lag neben dem Diebstahl auch Betrug gegenüber dem 
Käufer vor, im Beispiel 2 wechselte der durch die Be­
trugshandlung Geschädigte in dem Augenblick, in dem 
der getäuschte Schuldner das zweite Mal zahlte. Es 
handelt sich also um Geschädigte, die ebenso wie der 
primär betroffene Betrieb unmittelbar durch die Straf­
tat angegriffen worden sind. Ihre Ansprüche sind origi­
när in ihrer Person entstanden. Sie sind lediglich sub­
sidiär im Verhältnis zu denen der zunächst Geschädig­
ten, abhängig davon, daß diese befriedigt werden. Hat 
z. B. der im Ermittlungsverfahren festgestellte Käufer 
einer gestohlenen Sache diese vor Eröffnung des Haupt­
verfahrens an den Eigentümer herausgegeben, so kann 
er als über das Eigentum Getäuschter seinen Schaden­
ersatzanspruch gegen den Dieb gemäß § 823 BGB, § 198 
StPO im Strafverfahren geltend machen.
Die Subsidiarität der Ansprüche der Dritten verhin­
dert eine Kollision bei der Anspruchserhebung. Dem * 
Anliegen der Regelung des § 198 StPO, nur solchen An­
sprüchen den vereinfachten Weg der Geltendmachung 
im Strafverfahren zu eröffnen, deren Behandlung die 
notwendige Konzentration und Beschleunigung des 
Strafverfahrens nicht stört, wird damit Rechnung ge­
tragen.
Bei Anerkennung der vorstehend entwickelten Rechts­
auffassung verlagert sich das Risiko der Uneinbring­
lichkeit einer Schadenersatzforderung gegen den Täter 
zwangsläufig auf den in Anspruch genommenen Drit­
ten. Das ist aber berechtigt.
Es bedarf m. E. einer Anleitung der Untersuchungs­
organe dahin, daß sie die primär Geschädigten auf 
mögliche Ansprüche gegen Dritte verweisen. Diese 
Pflicht ergibt sich aus § 17 Abs. 2 StPO.

110/ Vgl. 2. B. OG in NJ 1971 S. 55.
Hinsichtlich dieser Regelung hat Andrzejewski in NJ 1972 S. 224 
vorgeschlagen, daß auch dem mittelbar Geschädigten das Recht 
zustehen sollte, im Strafverfahren Schadenersatzansprüche 
geltend zu machen, wertn die Klärung und die Feststellung 
dieser Ansprüche den Hauptzweck des Strafverfahrens nicht 
gefährden.
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